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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Sanne Kurz, Ludwig 
Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Kerstin Celina, Andreas Hanna-Krahl, Eva Lettenbauer, Julia Post, 
Gabriele Triebel, Dr. Sabine Weigand, Christian Zwanziger und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Rechtsstaatlichkeit statt Machtspielchen – Rundfunkfinanzierungsänderungs-
staatsvertrag unverzüglich dem Landtag zuleiten!  

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag unverzüglich den von der Minister-
präsidentenkonferenz verabschiedeten Rundfunkfinanzierungsänderungsstaatsvertrag 
zuzuleiten, der gemeinsam mit der Novelle des Rundfunkstaatsvertrags die Leitplanken 
für eine notwendige und konsensuale Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks legt. 

 

 

Begründung: 

Ministerpräsident Dr. Markus Söder blockiert die Weiterleitung des Rundfunkfinanzie-
rungsänderungsstaatsvertrags an den Landtag, solange die öffentlich-rechtlichen Sen-
der ihre Beschwerde vor dem Bundesverfassungsgericht nicht zurückziehen. Diese hat-
ten sie eingereicht zur nicht vollzogenen Umsetzung der Empfehlung der Kommission 
zur Ermittlung des Finanzbedarfs (KEF) durch die Länder und somit aus Sicht der KEF 
und der Sender fehlenden bedarfsgerechten Finanzierung zur Erfüllung des von den 
Ländern gegebenen Auftrags ab 01.01.2025.  

Mit seiner Blockadehaltung hinsichtlich des Rundfunkfinanzierungsänderungsstaats-
vertrag übt der Ministerpräsident Druck auf die Sender aus, die lediglich rechtlich klären 
lassen wollen, ob die Weigerung der Ministerpräsidenten, die KEF-Empfehlung so wie 
gesetzlich vorgesehen auch umzusetzen, gegen geltendes Recht verstößt. Die Vorge-
hensweise des Ministerpräsidenten ist ein Versuch, einen rechtsfreien Raum zu schaf-
fen – ein Verhalten, das einem Ministerpräsidenten unwürdig ist. Auch Ministerpräsident 
Dr. Markus Söder muss sich an die geltenden Gesetze halten, statt den Rechtsstaat zu 
missachten. Versuche der Einflussnahme auf den mit Grund staatsfern organisierten 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk haben zu unterbleiben. 

Der Rundfunkfinanzierungsänderungsstaatsvertrag ist gemeinsam mit dem Reform-
staatsvertrag die Basis für eine gelungene Reform des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
in Deutschland. Er wurde im vergangenen Jahr von der Rundfunkkommission der Län-
der erarbeitet, am 12.12.2024 von der Ministerpräsidentenkonferenz der Länder und 
am 13. Januar 2025 im Bayerischen Kabinett verabschiedet, soll dem Landtag zeitnah 
zugeleitet und am 12. März 2025 von den Ministerpräsidentinnen und -präsidenten un-
terschrieben werden. Derselbe Prozess muss auch für den Rundfunkfinanzierungsän-
derungsstaatsvertrag zeitnah angestoßen werden, um eine verlässliche Finanzierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und vor allem ein geregeltes Verfahren ab dem 
1. Januar 2026 sicherzustellen.  

 


